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Die  Informationen  des iages 

personelles 
Die Staatsanwaltschaft hat das BnMttlungsverfahren gegen der. stellver- 
gtfndenW«Präsidentenund^^r^«^n ^gJ^/o^ 

wait  DrcG-aab,   dein Verteidiger  Loritz     be,icnxi^ 

flucht1inpgwes en 

Zum Le 
Lukas o, 
in Aus 

Ostzone ..       . 
Die'Verbreitung Von sogenannten •»ennecke-Vitzen«  soll, wxedie sachsi- 
sehe CDU-Zeitung »Union- mitteilt,  auf Grund extfer Verordnung ^ 

rungM   erlassen worden rung1"   erlassen wurucn» 
T« T^ver-eee.  einer Grenzgemeinde von Berlin,  wurde der Breite Bnrgermei. 

£^i%Tr(gSferÄ^^ 
des Ä-Ärs verstorben.   Seine  Zellengenossen wurden  „uifallxgerwex- 

ise   sofort   in andere  Gefängnisse verbrach. 

dastizmxnister Loch (Ost-EDP) hat dem Wasche^S^^I^JSL 

ISSFSFBS 1%SÄÄÄÄ^adt  gebracht  hatte 
znleeneralstaatsanwalt  des-Landes Thüringen berufen, 

K^m^aloo/'itilT        Wieder  »Eommunalpolitische Blätter" 
Mit einem bedeutsamen Geleitwort Dr.Ade•lers sowie ^Erfahrender 
Kommunalpolitiker der_CDü/CSU und  exner  ^^f^^^,^1^ Eeokll:, 
den Problemen der kommunalen Polxtxk x. t   ;'| ^f^^  jnltter erschiene- 
hausen soeben die  erste Kummer  der Kommun aPg«1^*^ d T Kontaunalpoli- 
Lizenzträger der neuen Zextscnrift,   die  »^«g^«8^  dsPdieeer zn- 
•tischen Arbeitsgemexnscnaft  der  CDU/CSU D^X.cn an stadtv.Wilhel 
sammenge faßten KovmunalpoUtxS|henJer ^f^f^^, MaIl,   (G.esQke)  und 
Bitt er    Re cklinghausen),  Burgerme x st er U.W8    e J-amann us±  ,   v '   .    - 
landesgeschäftsführer Dr.Hans Schreiber (Köln). gi«-S+2S« iSeSb^fcosi 
in^den Händen des bewährten kommunalpolxtxsehen Redakteurs Albert iiese. 
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Die Entschließungen von Königswinter. 

Wir bringen riechst ebene1 den Wortlaut" 
der Entschließungen, die an 8./9.1-49 
auf der Tagung der ODU/ÜSU in Königs- 
winter gefaßt wurden. 

Am 3, und 9,1.1949 versammelten sich im Adam Stegerwald-Haus in Königs- 
winter der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft der COT/CSU, die Vorsitzen- 
den sämtlicher Landesverbände und' Land tagsfraTctionen, cio der CLU/CSJ 
angehörenden Ministerpräsidenten und stellvertretenden Ministerpräsiden- 
ten, die OüU/CSU-FraVtion des Parlamentarischen Rates und des firtscnafte 
rates, der President G-JS Wirtschaftsr.ates und der Vorsitzende des Ver- 
waltungsrateß «owiö di* Mre3rboren des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
zu einer Arbeitstagung, um zu den aktuellen lnnen-und außenpolitischen 
Fragen Stellung zunehmen/Dabei wurden folgende Entschließungen gefaßt« 

Zur, Arbeit des. Pax lamentarischenRate& 

•Mach einsehender Auesprache wurde erneut einstimmig festgestellt, "daß • 
für die COü/CSU nur ein echter bundesstaatlicher Aufbau des neuen Deutsc 
lands' in Frage kommt. Um diesen bedanken zu verwirklichen, wurden folgen 
de Forderungen aufgestellt« 

1. Neben den vom Volk gewönl^n Bandest^ «joil r-.in echter Bundesrat als 
Vertretung der Länder gleichberechtigt bei der (^ et Ziehung mitwir- 
ken . 

2. Erneute 'Überprüfung des Katalogs der Vorranggesetzgebung des Bundes 
mit dem Ziel, dem Bund diejenigen Sachgebiete zuzuweisen, deren Rege- 
lung notwendigerweise bundeseinheitlioh erfolgen muß. Insbesondere 
mußten L&nderh des Recht vorbehalten bleiben, die Rechtsverhältnisse 
ihrer Landes-und aomeindebeamten unter Aufrecnternaltung des Berufs- 
beamtentums selbständig zu regeln ; 

3, Auf dem 'Gebiete des Finanzwesens wird die bisherige Regelung der Bun- 
des^esetzgebung sowie die vorgesehene Verteilung 1^ «**":r ^schcf 
Bund und Lendern als geeignete Grundlage ,3ncr gerechten uosung an** 

m       's,ov,;v, mG wirtf an -h.-n." Grundsatz dor Verwaltung der bteuern durch oie 
Länder festgehalten und eine Bundes fin an z Verwaltung mit eigenen Unter 
bau abgelehnte Soweit die Länder Steuern des Bundes verwalten, ist 
dem Bund ein ausreichendes Woisungs-una Kentrollrecht einzuräumen. 

4, Auf fcalturpolit is ehern Gebiet wird der Schutz des_Lebens und der kör- 
perliche i Unversehrtheit, Schutz von She und Familie sowie die Veran- 
keruoP' 'los Elternrechts im Staatsgrundgesetz gefordert. Die Recnts- 
stol3w' der Kirchen ist unbeschadet der Kulturhoheit der Lander 
unter sinngemäßer Anwendung der in der Weimarer Verlesung mjtroiio- 
nen Regelung sowie unter Aufrechterhaltung der mit den Firchen abge- 
schlossenen Verträge zu sichern. 

,?ür Be riif sb e amt entum 

Die ÖDU/CSU hält an dem Grundsatz des Berufsbeamtentums feste Es wird 
gefordert, daß die Neugestaltung'des Rechts der Bundesöeamton den dem- 
nächstigen Bundesorganen vorbehalten bleibt. Daher muß aede.pr-.^jucnsiu- 
ren.de bizonale gesetzliche Regelung des Beamtenrechts unterbleiben* 
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Vertrauen für Adenauer 

Die ODU/CSU dankt dem Präsidenten des Parlamentarischen Rates, Dr. Kon- 
rad Adenauer, für seine im Interesse des deutschen Volkes unter 
schwierigsten Umständen geleistete Arbeit und spricht Ihm ihr vollstes 
Vertrauen aus. 

Zur Frage der Sicherheit ' 

Zu den völkerrechtlich anerkannten Grundrechten einer:: Volkes gehört das 
Recht auf Sicherheit. Das deutsche Volk hat wie jedes Volk einen unab- 
dingbaren Anspruch auf dieses Recht. 

Deutschland kann sich aus eigenen Kräften nicht schützen. Die Sicherheit 
Deutschlands und ihr Schutz ist zugleich ein wesentlicher Bestandteil 
der europäischen Ordnung. Sie muß dadurch gewährleistet werden, daß 
Deutschland in eine kollektive Organisation des Friedens und der Sicher- 
heit einbezogen wird. 

Solange Deutschland völkerrechtlich nicht handlungsfähig ist, obliegt 
den Besatzungs.mächten die treuhänderische Verantwortung für den Schutz 
der deut sclien Sieherheit. 

pnt s chl i e ßung zum Ruhr -S t at ut 

Das Ruhr-Statut bedeutet eine einseitige schwere .Belastung der freien 
Verfügung des deutschen Volkes über seinen wertvollsten wirtschaftlichen 
Besitz, nachdem ihm bereits die Verfügung über den schlesisehen, mittel- 
deutschen und saarländischen Kohlenbesitz entzogen ist. Diese Belastung 
kann mit dem erstrebten Ziel einer europäischen WirtSchaftszusammenarbeit 
auf die Dauer nur dann vereinbart werden, wenn der Gedanke an die Kon- 
trolle der Wirtschaftskraft eines Volkes auf übernational genossenschaft- 
licher Grundlage erweitert wird. 

Das deutsche Volk wünscht im Rahmen einer solchen wahrhaft europäischen 
Gemeinschaft mitzuarbeiten, deren Schaffung allein die Vorleistung recht- 
fertigen könnte, die dem deutseben Volke durch das ihm auferlegte Ruhr- 
Statut zugemutet wird. 

€ 
Das deutsche Volk gibt der Erwartung Ausdruck, daß die dem Wiederaufbau 
und der Mehrung seiner sozialen Wohlfahrt zugewandten Energien durch die 
andhabung des Ruhrstatuts keine Behinderung oder Schwächung erfahren 
arf. 

So z i a 1 e __ Markt wirt s ohaft 

Die Versammlung billigte die vom Verwaltungsrat und den einzelnen Ver- 
waltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes eingeschlagene 3?olitik der 
sozialen Marktwirtschaft. Gegenüber einer behördlich-bürokratischen Be- 
vormundung der Menschen und der dadurch bedingten starre?! mechanischen 
Ordnung des Öffentlichen Lebens, erblickt die' Versammlung in der sozialen 
Marktwirtschaft, die eine organische und gerechte Ordnung zum Ziele hat? 
die Grundlage der wirtschaftlichen., sozialen und seelischen Gesundung 
unseres Volkes. 

In diesem Zusammenhang nahm die Versammlung nach Erklärungen des Verwal- 
tungsrates mit Genugtuung davon Kenntnis, daß auf Grund der sich anbah- 
nenden Entwicklung und der weiter eingeleiteten wirtSchaftspolitischen 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Produktion und der Preisgestaltung die 
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Sicherheit gewährleistet  erfheint,^aß die nochJ^eS£SSSSnS2ft*5Srt«, 
Spannungen,   insbesondere   zwischen Lohnen  «ad Preisen,   aDerwunaen 

Zur. "Kri egsge 1"angenen-Frage 

Noch heute,   * Jahre nach Mnsteli.^g 0«"'?^*Uf*f«-, J^L^f* 

das  selbst  dann, gelt 
erfolgt  wären.   - 

D: 
min 
ri., 

*ent 1 as se n v/erd en  sol 1 en". 

Die   CDU/OSU betrachtet   es  als  eine  Aasflucht,   W^J%^^|^^ 5"° 
versucht wird,   die Nichteinhaltung dieser  feierlichen Verpachtung mrc 
tolSÄB formellen Kontroilratsbeschl^ 
weitere Pesthaitun- der deutschen.Gefangenen  ist.ein flagrante*   versxou 
gegen die  Pflichten  der'Menschlichkeit. 

Verantwortlich«" Bruno  Pb'rpinghaus,   Frankfurt   ä.M.f   Bett^str. 64. 
Lzenz der  Informationskont rolle  der Mil it RegierJTO *?/•   2o65- 
Gedruckt  in der Redaktion DÜD Frankfurt a.M.,   l/49/ooo. 
Veröffentlichung nur mit  Quellenangabe  DUD  ?e statt ex. 


